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„Wahl-Urlauber“ aus dem Westen
Kommunisten fungieren als „westdeutsche Beobachter"

A u f zahlreichen Wahlversammlungen der SED werden in die
sen Tagen „westdeutsche Bürger“  vorgestellt, von denen die 
Funktionäre behaupten, sie seien besuchsweise in  der Zone und 
wollten sich rein inform ativ von dem „demokratischen Charak
ter“  dieser kommunistischen Gemeindewahlen überzeugen. Zu
m eist haben es die Zuhörer bald, heraus, daß es sich um ge
tarnte westdeutsche Kommunisten handelt, d ie als Agitations
reisende der SED Verw irrung stiften  sollen. Den wenigsten 
aber mag bekannt sein, was sich die SED diese Aktion kosten 
läßt und w ie diese sogenannten „Wahlbeobachter“  in die Zone 
gekommen sind. Denn nicht umsonst haben diese Leu te die 
besten P lä tze in den knappen Ferienheimen belegt, und nicht 
ohne Grund preisen sie den SED-Staat in  den höchsten Tönen.

Kund 20 000 westdeutsche 
Kommunisten und „Sympathi
sierende“  hat die „Nationale 
Front“  der Sowjetzone in den 
letzten Wochen zu einem kosten
losen Ferienaufenthalt einge
laden, fü r den Fall, daß sie. 
sich in die. Wahlkampagne ein
spannen lassen würden.

Ursprünglich hoffte man noch, 
auch die echten Interzonenrei
senden aus der Bundesrepublik 
in diese Aktion einspannen zu 
können, und sei es wenigstens 
als höfliche Zuschauer auf den 
üblichen „Kandidaten-Vorstel- 
lungen“ . D ie ersten Erfahrun
gen ließen es jedoch geraten 
erscheinen, nur noch zuverläs
sige K rä fte  dafür zu verwenden.

„Schreibt Briefe!“
So haben die K re is- und 

Ortsausschüsse der „Nationalen 
F ron t“ ihre Funktionäre aufge
fordert, diese bezahlten „W ahl- 
Urlauber“ beschleunigt aus der 
Bundesrepublik heranzuholen. 
Den Angesprochenen garantiert 
man fre ie  H in- und Rückfahrt, 
Unterbringung in einem FDGB- 
Erholungsheim und 8—10 Ost
mark tägliches Taschengeld, 
Heim verpflegung nach der Zo
nenkarte 1 plus Sonderzulage 
fü r Schwerstarbeiter.

In  derartige Unkosten pflegt 
sich der SED-Staat sonst nur 
bei K F -M itg liedern  zu stürzen,

die in besondere Schulungslager 
gehen. Darüber hinaus ver
suchen die Verantwortlichen, 
alle „W ahlurlauber“ weitgehend 
als . „Privatreisende“ auszuwei- 
sen. D ie Betreffenden kommen 
dann eben auf „persönliche 
Einladung“ irgendeines Ost
funktionärs, der Heimaufenthalt 
kommt auf den fraglichen W ah l
versammlungen nicht mehr zur 
Sprache, w eil man diese Leute 
möglichst in ein iger Entfernung 
vom „Urlaubsort“ agitieren läßt. 
Noch in  diesen Tagen fordert 
man alle einschlägigen „Natio- 
nale-Front“-M itarbeiter au f: 
„Schreibt B riefe nach dem W e 
sten, w ir  haben noch Freip lätze 
gen u g !“

Mit dem „Holzhammer“
Im  Bezirk Rostock befinden 

sich bereits mehr als 1Ö00 sol
cher Wahl-Urlauber, die sich 
nur zu rasch durch ihre kom
munistische Term inologie ver
raten. D ie Mehrzahl von ihnen 
geht m it dem ideologischen 
Holzhammer gegen die verwun
derten Zonenbewohner vor, die 
sich einen westdeutschen Urlau
ber eigentlich ganz anders vor
gestellt haben. Di&se .W est
deutschen“ hier wehklagen über 
die zunehmende Verelendung in 
der Bundesrepublik, über einen 
„W ahlterror der westdeutschen 
Faschisten und M ilitaristen“

und finden des Staunens über 
das fre ie und gute Leben in der 
„D D R “ nicht genug.

D er Bezirk E rfu rt ist von sol
chen Urlaubern geradezu über
laufen, im  Eisenhüttenkombinat 
Ost schickt die SED angebliche 
„Ruhrkumpels“  herum. In  P o ts 
dam wurde eigens ein Erho
lungsheim der „Gesellschaft für 
deutsch - sowjetische Freund
schaft“ vorübergehend fü r die 
Aufnahme der K P-Ag ita toren  
geräumt.

Aufs Glatteis führen!
Die Bevölkerung steht diesen 

allmählich bekanntwerdenden 
Tatsachen mit stummer E rb itte
rung gegenüber. A u f zahlrei
chen Versammlungen und Kan
didatenvorstellungen führen 
diese Kommunisten das große 
W ort, v ie lfach fa llen  sie den 
Zonenbewohnern, die ein W ort 
der K r it ik  wagen, d irekt ins 
W o rt: „ Ih r  w iß t ja  ga r nicht, 
w ie  gut ih r es in eurer D D R 
habt! WTenn w ir  h ier leben 
könnten, würden w ir  überhaupt 
nicht mehr fragen, -was w ir  
wählen sollen . .

D ie Zonenbewohner fragen das 
auch nicht, denn sie haben 
keine andere W ah l als die SED, 
A ber sie sind empört über die 
Frechheit, m it der diese 
kommunistischen Hausierer in 
den schönsten Urlaubsorten der 
Zone aufzutreten wagen, wäh
rend dem Mann aus Rostock und 
L e ip z ig  eine Urlaubsreise in 
den Westen, die er selbst be
zahlen möchte, als „Verrat an 
der D D R “ verübelt w ird . Nur 
ein M ittel dürfte es als Selbst
h ilfe geben: Führt diese K P -  
Urlauber durch klare und ein
deutige Fragen  aufs Glatteis, 
entlarvt sie vor allen Zuhörern 
als Kommunisten! Dann w ird  
der SED auch diese demago- 
g ische„W ahlbom be“ z e rs tö rt . ,  ,
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Roter Fernsehstar
D T. „Man sah. und hörte einen 

schlauen, kraftstrotzenden rus
sischen Bauern m it beträcht
licher dialektischer Schulung-, 
imposantem K o p f und absto
ßend brutalem Mund. In  seiner 
überaus lebhaften Argumenta- 
tiqn verwandelte sich das kom
plizierteste Thema in einfaches 
Schwarz-W eiß.“  So berichtete 
die „Neue Zürcher Zeitung“ über 
das In terv iew  Chrustschows im 
amerikanischen Fernsehen. In  
Am erika selbst w ird  darauf ver
wiesen, daß die Tatsache des 
erstmaligen Fernseh-Auftretens 
Chrustschows w eit mehr inter
essierte, als seine politische 
Aussage. Man braucht es des
halb nicht so tragisch zu neh
men, w ie  beispielsweise die 
Londoner „T im es“ , die m it b it
terem TJnterton festste llte : 
„Chrustschow dringt in  das 
amerikanische Heim  ein.“

Im merhin hat nach den vor
liegenden Berichten der schlaue 
N ik ita  kundig in  die Propa
gandaharfe gegriffen  und Töne 
aufklingen lassen,; die dem ge
plagten und vor dem modernen 
Guckkasten seines trauten 
Heims besonders entspannungs
freudigen Durchschnittsameri
kaner so recht ans H erz gre i
fen  sollten. Koexistenz auf dem 
Hintergrund möglicher Abrü
stungsbereitschaft und die bie
der-populäre F loskel .„versuchen 
w ir  es doch mal zusammen“ — 
das ist es, was der starke Mann 
Moskaus jetzt verlockend den 
Amerikanern anpreist; die K o 
existenz-Parole, seit Jahren in 
Europa in ihrer M angelhaftig
keit (wegen des tatsächlich 
mangelnden sowjetischen Ent
gegenkommens) bloßgelegt, 
w ird, neu auf gemöbelt, jetzt 
den Amerikanern präsentiert. 
Diese werden merken, was es 
damit auf sich hat, spätestens 
dann, wenn nach der „ersten 
Phase“ der Abrüstung und In 
spektion ein zur Schau geste ll
ter guter W ille  sich überhaupt 
erst bewähren muß, und zwar 
durch Beseitigung des Grund
übels in Europa.

Chrustschow spielte sogar 
darauf an, wobei er aber den 
dialektischen Bereich der drei
sten Behauptung nicht verließ. 
So etwa, daß das ungarische 
Kadar-Regim e auch „auf Gene
rationen hinaus gedeihen wür
de“, wenn die Sowjettruppen

aus Ungarn, Polen und der Zone 
abrückten, und die Amerikaner 
aus den -westeuropäischen Ge
bieten. D ieser Vorschlag des 
beiderseitigen Truppenabziehens 
ist zwar a lt und ob seiner F ra g 
würdigkeit o ft seziert worden. 
Doch wenn Chrustschow heute 
nach den Vorfä llen  in Polen 
und vor a llem  in  Ungarn er
neut damit kommt, so offen
sichtlich nur deshalb, w eil die 
Sowjets nicht ohne entsprechen
de Sicherungen ein Satelliten
land verlassen würden. A lso 
etwa, nach ungarischem Muster 
sofort w ieder einer Regierung 
„zu H ilfe “ eilen würden, die 
darum „b itten“ müßte. Chrus
tschow hütete sich aber w ohl
weislich, m it solch vertiefenden 
Te il fragen den amerikanischen 
Fernsehern ihren Feierabend zu 
verderben und den eigenen W or
ten jegliche W irkung. Ihm  kam 
es im Sinne seiner sowjetisch
amerikanischen Koexistenz-Pro
paganda darauf an, die Schwie
rigkeit des europäischen P ro 
blems zu verkleinern und Eu
ropa fü r a ile Zeiten aus dieser 
Koexistenz der beiden Großen 
auszuklammei-n, ohne daß dort 
die Spannung beseitigt ist.

Denn ein A bzug der Sowjets 
und der Amerikaner würde die 
gärende Situation in den euro
päischen Völkern nur verstär
ken, falls keine gleichzeitige 
und befriedigende Lösung ge
schaffen w ird . Chrustschow deu
tete aber unverhohlen an, daß 
er Europa sich selbst überlas
sen w ill, so wie es je tz t  be
steht. Das heißt, daß im Satel
litenbereich die indirekte L en 
kung Moskaus durch entspre
chende Regierungen fortgesetzt 
würde. So würde es immer w ie
der zu Unruhen der Bevölke
rung kommen und womöglich 
zu neuen blutigen „internen“ 
Auseinandersetzungen, in die 
auch das brennende Deutsch- 
landproblem ohne stabile fried
liche Lösung einbezogen würde.

während nach Chrustschows 
Auffassung die Sowjetunion und 
die Vereinigten Staaten koexi- 
stentiell verbündet abseits ste
hen könnten, als ginge sie das 
gar nichts mehr an. W as Chrus
tschow in seiner vielzitierten 
Bauei’nschlaue den Amerikanern 
suggerieren w ollte und w ill, ist 
die falsche Meinung, die Groß
macht USA könne sich getrost 
der Verantwortung entziehen 
und in  untätigem Isolationis
mus die Augen schließen vor

der Ursache und dem eigent
lichen Gefahrenpunkt der Ost- 
West-Auseinandersetzungen.

Das höhere 
Krankengeld

DT. Der Bundestag hat kürz
lich die Besserstellung der 
Arbeiter bei Krankheit be
schlossen. Das Gesetz w ird die 
Beteiligten  nicht ganz befried i
gen, Es ist ein Kompromiß 
zwischen dem verständlichen 
Wunsch der Arbeiter, in die
sem Punkt künftig den Ange
stellten vö llig  gleichgestellt zu 
werden und den Bedenken, die 
vor allem  von den K leinbetrie
ben, die sich jetzt schon tiber
belastet fühlen, gegen die neuen 
finanziellen Belastungen erho
ben wurden. D ie voraussicht
lichen Mehrausgaben von v ie l
leicht 600 Mill. DM, die durch 
die neue Regelung entstehen, 
werden zwischen Krankenkas
sen und Arbeitgebern vorerst 
geteilt werden. Sofern dadurch 
die Krankenkassenbeiträge er
höht werden müssen, werden 
auch die Arbeiter selber zu 

-einem kleineren T e il den Mehr
aufwand aufzubringen haben; 
den größeren Teil, sei es direkt 
oder auch indirekt über erhöhte 
Krankenkassenbeiträge, werden 
die Betriebe tragen müssen.

Diese Regelung hat auch 
einige andere „Schönheitsfeh
ler". So bleiben noch immer 
zwei Karenztage, fü r die es 
weder Lohn noch Krankengeld 
g ibt, sofern die Krankheits
dauer unter 14 Tagen bleibt. 
Das kann leieht so ausgelegt 
werden, als ob man dem A r
beiter bei kurzen Fehlzeiten im 
Betrieb ein w en iger großes 
Vertrauen schenkt, als dem An
gestellten. Vermutlich w ird die 
Erfahrung ein solches M iß
trauen, das sicher noch aus den 
Zeiten eines früher manchmal 
geübten „Blauen Montags" 
stammt, w iderlegen. Is t es doch 
bemerkenswert, daß K lagen 
über eine gelockerte Arbeits
moral aus dem Einzelhandel, 
der bei seinen Angestellten seit 
langem schon zur Gehaltszah
lung im Krankheitsfall ver
pflichtet ist, selten zu hören 
sind.

Immerhin kann auch bei der 
jetzt beschlossenen Regelung
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Lieber Leser!
W ir wollen gern wissen, w ie die 
Verteilung unserer Wochenaus
gabe in  der sowjetischen Be
satzungszone funktioniert. D ie 
Namen unserer L eser interes
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte m it falschem Absen
der, aber m it Angabe der Num 
mer der Ausgabe, auf die Sie 
sich beziehen, an folgende 
Adresse zu schicken:

Herrn E. Regni 
Berlin-Tempelliof 1 

Manfred-v.-Biclitliofen-Str. 2, I I
Falls Sie den kleinen TAG  

m it der Post erhalten, entfernen 
Sie b itte Ih re Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem Brief- 
umsehlag und schicken Sie ihn 
in einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

W ir  danken Ihnen fü r Ihre 
H ilfe .

Pankow verschärft das Reiseverbot
Keine Genehmigungen für die Zeit der Wahlen 

Berlin  (D PA ). D ie Behörden der Sowjeteone haben das V er
bot fü r Reisen in  die Bundesrepublik w eiter ausgedehnt und 
fü r den 33. Juni ein generelles Verbot verhängt. W ie  Bewohner 
der Sowjetzone in W estberlin  m itteilten, haben die örtlichen 
Behörden der Volkspolizei in den letzten Tagen alle Iteise- 
genehmigungen bis zum 22. Juni befristet. Dadurch solle ver
hindert werden, daß B ürger der Sowjetzone der Einheitswahl 
am 33. Juni fernblieben. Ausnahmen würden nach den Erklä
rungen der Vopo nur in Todesfällen oder bei anderen außer
gewöhnlichen Anlässen gemacht.

Das bereits angekündigte V er
bot von Reisen in die Bundes
republik fü r Studenten, Ober-, 
M ittel- und Fachschüler soll 
noch vor Beginn der Großen F e 
rien am 8. Juli durch eine V er
ordnung rechtsgültig werden. 
W ie  es heißt, sollen auch noch 
die Schüler der obersten K las
sen der Grundschulen in das 
Verbot einbezogen werden.

Ihre Ferien  sollen die Studen
ten und Oberschüler statt dessen 
„ fre iw illig “ in den Braunkohlen
gruben verbringen. A u f einem 
Funktionärskongreß der FD  J in 
Ostberlin wurde am Sonnabend 
einstimmig ein A u fru f an die

Dibelius kritisiert Ost-CDU
„Politische Linientreue mtt Bibelsprüchen begründet“

Berlin (Eigenmeldung/epd). In  
einer Sendung des Bayerischen 
Bundfunks übte Bischof D ibe
lius scharfe K r it ik  an der 
Presse der Sowjetzonen-CDU, 
„die ihre politische Linientreue 
m it Bibelsprüchen zu begrün
den versucht. Das ist haargenau 
dasselbe, was in der national
sozialistischen Zeit die .Deut
schen Christen* getan haben, 
und gegen  so etwas sind w ir 
empfindlich.“

D er Unterschied zwischen da
mals und heute —  so sagte 
Dibelius —  sei lediglich der, 
daß die „Deutschen Christen“ 
vor 1945 einen großen T e il der 
Evangelischen Kirche hätten 
m it Beschlag legen können, 
„während heute kaum irgend 
jemand diesem Mißbrauch des 
göttlichen W ortes das Ohr
öffne. Dibelius w ies in seiner 
Ansprache ferner darauf hin,
daß der Kam pf gegen die
Kirche in der Sowjetzone von 
den verschiedensten Stellen 
„offenbar abseits von dem
Staatssekretariat fü r K irchen
fragen“ auf das lebhafteste vor
angetrieben wird.

In  der Ostberliner Marien
kirche setzte sich der Bischof 
am Sonntag m it den Reise
behinderungen fü r Studenten 
der Sowjetzone auseinander. 
„M it Sorge und Schmerz hören 
w ir “ , so sagte der Bischof, „daß 
es den jungen Menschen aus 
dem Osten schwerer gemacht 
werden soll als bisher, zum 
W esten zu kommen.“  V or allem 
sei es bedauerlich, daß von Öst
licher Seite in diesem Zusam
menhang von der Bundesrepu
b lik als von einem „feindlichen 
Ausland“  gesprochen werde.

Studenten und Oberschüler an
genommen. einen zwei- bzw. 
vierwöchigen Arbeitseinsatz in 
den „Schwerpunkten der Indu
strie“ zu leisten. An die „W erk 
tätigen der Industrie und Land
wirtschaft“ erging der Appell, 
„den Zehntausenden Jungen und 
Mädchen aus den Universitäten, 
Ploch-, Fach- und Oberschulen“ , 
die in einigen Tagen zu ihnen 
kommen würden, nützliche und 
produktive A rbeit zu übertra
gen.

VDS protestiert
Der Verband Deutscher Stu

dentenschaften hat am Sonn
abend in einer Erklärung ge 
gen das von der Pankower R e 
gierung verhängte Reiseverbot 
fü r Sowjetzonen-Studenten pro
testiert. D er VDS bezeichnet die 
kommunistische Maßnahme als 
„eine Vergew altigung elementar
ster demokratischer Rechte“ .

Wieder Wissenschaftler 
g-efíüeMet

D er stellvertretende D irektor 
der Ingenieurschule «  Köthen, 
Johann Thissen, sowie der Do
zent fü r Chemie an derselben 
Schule, Gerhard Kirchhübel. 
sind nach M itteilung des U nter
suchungsausschusses Freiheit
licher Juristen nach W estberlin  
geflüchtet.

Mehr Kassenärzte für Berlin
Berlin  (E igenm eldung). Nach 

der neuen Zulassungsordnung 
für Kassenärzte, die im Bundes
gebiet ab 1. Juni in K ra ft ge
treten ist, soll es je tz t auch in 
Berlin für je  500 Kassenmit
g lieder einen Kassenarzt geben. 
Durch diese neue Schlüsselzahl, 
die für Berlin bis zi!m Ablauf 
eines Jahres nach W iederzulas
sung der Ersatzkassen um zehn 
Prozent erhöht w ird , steigt die 

. Zahl der zugclassenen Kassen

ärzte in Berlin  nach Meinung 
der Kassenärztlichen Vereini
gung um etwa 100 bis 120,

Prof. Hausenstem f
München (D PA ). Der erste 

deutsche Nachkriegsbot schafier 
in Paris, Prof. Dr. W ilhelm  
Hausenstein, ist in München 
zwei Wochen vor Vollendung 
seines 75. Lebensjahres einem 
Herzschlag erlegen.



Neue Verbalnote an Moskau
Bundesregierung will 

Bonn (E igenbericht). D ie Bun
desregierung w ird  eine neue 
Verbalnote an die Sow jetregie
rung richten, um zu erreichen, 
daß bei den bevorstehenden 
Moskauer Verhandlungen um
fassende Abmachungen über die 
Rückführung der etwa 80 000 
bis 90 000 noch in  der Sow jet
union zurückgehaltenen Deut
schen erzielt werden. Von  der 
sowjetischen Antw ort auf diese 
Note, die Botschafter Dr. Haas 
dem sowjetischen Außenminister 
übergeben soll, w ird  es abhän- 
gen. ob die Verhandlungen ent
sprechend dem sowjetischen 
Vorschlag am 15. Juni in  M os
kau beginnen können. D ie Bun
desregierung hält es fü r nötig, 
die F rage  der Rückführung der 
Deutschen noch einmal anzu
schneiden, nachdem in der letz
ten Sowjetnote behauptet w or
den war, die Repatriierung der 
in  der Sowjetunion verurteilten 
deutschen Bürger sei „vollkom 
men abgeschlossen". Unter a l
len Umständen w ill die Bundes
regierung erreichen, daß die R e 
patriierungsfrage bei den Mos
kauer Verhandlungen einen 
Kernpunkt bildet. 
Verständigung über 
Gesprächsthemen 

Auch in anderer Hinsicht ist 
nach Ansicht der Bundesregie
rung vor der Aufnahme der V er
handlungen noch eine genauere 
Verständigung über den The
menkreis erforderlich. In  der 
letzten Sowjetnote ist auch die 
Frage der sowjetischen Staats
angehörigen angeschnitten wor-

Themenkreis abgrenzen
den, die sich noch in  der Bun
desrepublik befinden. D ie Bun
desregierung w ird  sich nicht 
sträuben, diese F rage  im  Zu
sammenhang m it der Rückfüh
rung der- Deutschen aus Ruß
land zu behandeln. Man denkt 
an eine Vereinbarung, bei der 
etwa der UN-Flüchtlingskom- 
m issar die sowjetischen Staats
angehörigen in der Bundesrepu
b lik  befragen könnte, ob sie 
nach Rußland zurückgehen w ol
len. Eine weitere Meinungsver
schiedenheit betrifft die V er
handlungen über kulturelle F ra 
gen. Während die Bundesregie
rung vorgeschlagen hatte, die 
F ragen  eines wissenschaftlich- 
technischen Austausches auf 
dein üblichen diplomatischen 
W ege zu behandeln, hat die So
w jetregierung in ihrer letzten 
N ote  erklärt, sie wünsche zu 
einem Abkommen über w issen
schaftlich-technische und kultu
relle Verbindungen zwischen 
der Sowjetunion und der Bun
desrepublik zu kommen. Den 
Abschluß eines Kulturabkom
mens hat man aber bisher in 
Bonn nicht fü r sinnvoll gehal
ten. Nach Ansicht maßgebender

Kreise der Bundesregierung be
steht die Hoffnung, daß die So
wjetunion auf die deutschen 
Verhandlungswünsche eingeht, 
w eil sie offenbar ein großes In 
teresse an den W irtschaftsver
handlungen hat, die einen der 
Hauptpunkte der Moskauer Be
sprechungen ausmachen sollen. 
Das deutsche Interesse an ei
nem Handelsabkommen ist da
gegen geringer, da sich der 
Handel ohnehin günstig ent
wickelt. Nach Angaben aus R e 
gierungskreisen ist der deutsch- 
sowjetische Handel in  der er
sten H ä lfte  dieses Jahres um 
50 Prozent angestiegen.
Keine allgemeinen 
V erhaiidlungen 

Zu politischen Verhandlungen 
w ird es a ller Voraussicht nach 
bei den Moskauer Besprechun
gen nicht kommen. W enn  es 
auch in .der letzten Sowjetnote 
heißt, man w olle „über Fragen 
der Entwicklung und .Verbesse
rung der Beziehungen zwischen 
der Sowjetunion und der Bun
desrepublik“ sprechen, so hält 
man es in Bonn doch nicht für 
nötig, durch den Notenwechsel 
vor Beginn der Verhandlungen 
klarzustellen, daß die Bundes
regierung keine hochpolitischen 
Fragen  zu behandeln wünscht.

Bomben in Laternenpfälilen
Neue Taktik der algerischen Aufständischen

A lg ie r  (AP/D PA ). In  der In 
nenstadt von A lg ie r  sind kürz
lich zur Hauptverkehrszeit kurz 
hintereinander drei Bomben ex
plodiert, die m it Zeitzündern in 
den Hohlräumen eiserner L a 
ternenpfähle versteckt waren. 
Durch die Wucht der Explosion

NATO billigt Abrüstungsplan
Schneller Erfolg Stassens

Paris (A P ). D ie 'N A TO -Län 
der haben dem bisher noch ge 
heimgehaltenen amerikanischen 
Plan für eine Rüstungskontrolle 
zugestimmt, w ie aus Kreisen 
der Teilnehmer an der Pariser 
Sitzung des Ständigen Rates 
verlautet. Der amerikanische 
Abrüstungsbeauftragte Stassen, 
der den P lan erläuterte, kann 
nun der Londoner Abrüstungs
konferenz gleichsam im Namen 
aller 15 NATO-Staaten den 
amerikanischen Plan vorlegen.

Stassen sowie auch Präsident 
Eisenhower messen zwei Punk
ten des amerikanischen Planes 
besondere Bedeutung bei: Der

Anregung, daß Truppenbewe
gungen über die Staatsgrenzen 
hinaus zuvor registriert werden 
müssen und dem Vorschlag für 
eine internationale Regelung 
des Verkaufs von W affen an 
dritte Länder. W ie es heißt, 
enthält der P lan auch Vor
schläge für die Luftinspektion.

Der französische Chefdele
gierte bei den Londoner V er
handlungen, Moch, dementierte 
Berichte, daß der amerikanische 
Plan den Vorschlag enthalte, 
daß nur die drei bisherigen 
Atommächte Kernwaffen produ
zieren dürfen.

und durch umherfliegende 
Eisensplitter wurden nach 
ersten Berichten fünf Menschen 
getötet und etwa 80 —  fast aus
schließlich Europäer —  verletzt. 
D ie Bombenanschläge werden 
algerischen Terroristen zuge
schrieben.

Fast a lle Bomben explod ier
ten in der Nähe von Straßen
bahn- und Autobushaltestellen. 
D ie Splitter der Laternenpfähle 
flogen  Hunderte von Metern 
weit und hatten eine ähnliche 
W irkung w ie eine Granate.

W eitere blutige Zwischenfälle 
wurden von den französischen 
Behörden aus allen Teilen  A l
geriens sowie aus Frankreich 
selbst gemeldet. In  B iida wur
den durch eine Handgranate 
zwei Menschen getötet und 19 
verletzt. In  Tlemcen wurden 
zehn mohammedanische K inder 
durch eine Granate verwundet. 
Bei verschiedenen Schießereien 
kamen drei Europäer ums L e 
ben.. Bei Oran wurde ein 54jäh
r ig e r  Gärtner m it durchschnit
tener Kehle tot aufgefunden



So sind sie wirklich!

Die Witwenrente zahlt der Mörder
Ein politisch geschäftstüch

tiger SED-Anwalt und eine 
Handvoll kommunistischer Jour

nalisten haben dieser Tage eine 
Frau in die Öffentlichkeit g e 
zerrt, deren Name sich sonst 
nur noch in  den Teilnehmer
listen turnusmäßiger „Friedens“- 
und Gedenktagungen findet. R o 
sa Thälmann, „Volkskammer“- 
Abgeordnete und W itw e des er
mordeten KPD-Chefs, wurde an 
der Zonengrenze von westdeut
scher Po lize i angehalten, w eil 
sie einen ganzen K o ffe r  kom
munistischen Propagandamate
rials mit sich führte.

D er Beamte, der ih r dieses 
Zeug höflich, aber bestimmt ab
nahm, wußte nicht, daß w enig 
später ein Dr. Kau l „parlamen
tarische Immunität“  fü r Rosa 
Thälmann beanspruchen würde. 
E r müßte darob auch höchst 
verwundert sein: Denn in ihrem 
eigenen Staatswesen genießen 
die Volkskammer-Abgeordneten 
keine Immunität. D er SSD hat 
mehr als einen von ihnen ver
haftet . . .

Im Schatten „Teddys“
W er ist diese Frau, die heute 

in Pankow eine Ehrenrente ver
zehren darf und fü r gelegent
liche Schaustellungen als Stati
stin herhalten muß? Rosa Koch, 
w ie ihr Mädchenname lautet, 
wurde im  März 1890 als Tochter 
eines Schuhmachers in Bergfeld, 
K re is Stormarn, geboren. A ls 
Landarbeiterin kam sie nach 
Hamburg, wurde dort Wäsche
rin und lernte m it 20 Jahren 
den damaligen Transportarbei
ter und „Schauermann“ Ernst 
Thälmann kennen. 1913 nahm 
sie dessen Namen an und trat 
den Gewerkschaften bei.

Zusammen m it Thälmann er
lebte sie den „Spartakus“ , die 
USPD und die Gründung der 
K P D . Trotzdem  hat Rosa Thäl
mann nie eine politische Ro lle 
gespielt. Sie lebte im  Schatten 
„Teddys“ , w ie man ihren Mann 
nannte, und zeigte auch keinen 
sonderlichen Ehrgeiz, in  den 
kommunistischen „Apparat“ hin
einzuwachsen. Und dennoch gibt 
es heute genug SED-Funktio- 
näre, die das Gedächtnis dieser 
Frau auslöschen möchten . .

ROSA THÄLMÄMN

„Sie weiß zuviel!“
A ls die K P -F ü h rer 1945 vor 

der F rage  standen, was m it der 
W itw e  Thälmanns zu tun sei, 
p lädierte U lbricht fü r einen 
„ruhigen Lebensabend in der 
Sowjetunion“ . „Sie weiß zu
v ie l ! “ munkelte man über Rosa. 
Aber ein ige aus den KZs be
fre ite Altkommunisten verdar
ben U lbricht diesen Zug. Was 
wußte Rosa Thälmann? Sie 
könnte über die wahren H inter
gründe der Cliquenkämpfe im 
alten KPD-Zentralkom itee be
richten. Ih r  hatte Thälmann 
seinen Kummer m it den In tr i
ganten P ieck und Ulbricht ge
beichtet. Sie könnte schließlich 
am besten erzählen, w ie das 
damals war, im  Jahre 1933.

Thälmann w äre kaum verhaf
tet worden, hätte ihn die recht
ze itig  gefluchtete Gruppe Pieck- 
U lbricht nicht noch in den De- 
zembertagen des Jahres 1933 
m it einer Korona höchst zw e i
fe lhafter Gestalten umgeben, 
von denen jed er Apparatsehik 
wußte, daß sie mit der Gestapo 
in Verbindung standen bzw. 
m it den SS-Leuten, die insge
heim die neue „Staatspolizei“ 
vorbereiteten. Thälmann g ing in 
eine Falle, die Ulbricht vorbe
reitet hatte. Thälmanns M it
schuld bestand in jenem unver
ständlichen Vertrauen, das er 
den ihm von Ulbricht hinter-

lassenen Verbindungsleuten ent
gegenbrachte.

Thälmann mußte weg
Trotzdem  w äre Thälmann, 

dem die Nazis weniger Bedeu
tung beimaßen, freigekom 
men, wenn U lbricht und Pieck 
nicht in Moskau Sturm gelau
fen wären gegen einen von der 
Kom intern bereits vorbereiteten 
Austauschbeschluß. U lbricht 
w ollte Thälmanns Tod, um sich 
den späteren Führungsanspruch 
unter den deutschen Komm u
nisten zu sichern. P ieck unter
stützte ihn, der „Präsidenten“- 
Posten sollte ihn später dafür 
belohnen. Und beide wußten, 
nur zu gut, daß ihre Interven
tion bei der Kom intern Thäl
manns Tod bedeuten mußte . . .

Rosa Thälmann kennt diese 
Zusammenhänge besser als je 
der andere Kommunist. Sie. die 
bis 1944 auf freiem  Fuß blieb, 
hat Ernst Thälmann vie le hun
dert Male noch gesprochen. 
Kurz vor der in tiefes Dunkel 
gehüllten Ermordung ihres Man
nes g ing sie selber ins KZ. A ls 
U lbricht an der Macht war, 
schob er dieser Frau einen Ak
tiven Posten als VVN-Funktio- 
närin und Frauenbund-M itglied 
zu. über „Friedensrat“ und 
„Nationale Fron t“ brachte man 
sie schließlich in die Ostberliner 
„Volkskammer", der sie nun seit 
1950 angehört.

Orden für Verschwiegenheit
Inzwischen haben die SED- 

Führer diese Frau mit vielen 
Orden und Auszeichnungen für 
ihre Verschwiegenheit über die 
makabre Vergangenheit belohnt. 
In  einer Treptow er V illa  ver
zehrt sie die W itwenrente, die 
ihr die M örder Thälmanns be
w illig t  haben. W as sie darüber 
denkt, und w ie w en ig W ert sie 
darauf legt, an die Öffentlich
keit gezogen zu werden, mag 
ein Satz offenbaren, den sie an
läßlich der Besichtigung des 
„Thälmann“-Films zu ihren Be
gleitern sagte: „Das ist alles 
wunderschön. Aber am schön
sten w ar es immer noch m it 
Teddy in unserer Hamburger 
Kochstube, damals vor dem er
sten K rieg  . . .“ Damals, als sie 
noch unter Arbeitern und nicht 
unter den Mördern ihres Man
nes leben durfte . .  .



55Soldatenîreifen44 In Ostberîin
Otto Korfes lud die „Sialiagrader4fc ein

Seit Stalingrad-Feldmarschall Paulus in  der Sowjetzonc ver
storben ist, haben die kommunistischen Versuche, ehemalige 
deutsche Offiziere und Generale fü r gemeinsame politische 
Aktionen anzuwerben, merklich nachgelassen. Ben Veranstaltern 
fohlte offensichtlich eine attraktive und zugleich „neutrale“  
F igu r  in diesem Spiel. Jetzt hat sich die fü r die Malitäri- 
propaganda verantwortliche Abteilung des SED-Zentralkomi- 
tees fü r B r. Otto Korfes als Paulus-Nachfolger entschieden. 
K orfes  arrangierte innerhalb von acht Wochen insgesamt sieben 
„gesamtdeutsche O ffiziers- und Soldatentreffen“ , deren letztes 
am 18. M ai in  Gstberlin stattgefunden hat.

Generalmajor Dr. Otto K o r
fes, bis zum vergangenen Herbst 
noch General der Zonenwehr
macht, ist seihst „a lter Stalin- 
grader“ . Bevor er den W eg  
zum „Nationalkomitee Freies 
Deutschland“ fand, ließ er es 
zu, daß seine eingekesselte D i
vision fast bis zum letzten 
Mann aufgerieben wurde. Sein 
W e g  der kommunistischen Läu 
terung ist m it den Grabkreuzen 
von Zehntausenden seiner Sol
daten gepflastert. Heute schwelgt 
er SED-Reportern gegenüber 
m it sentimentalen Erinnerungen 
an seinen Besieger, den Sow jet
general Tschuikow.

Für Politarbeit abgestellt 
Seit dem Herbst 1956 ist Dr. 

Otto K orfes  als Bezirkssekretär 
der „Nationalen Fron t“ fü r die 
kommunistische Po litarbeit ab
gestellt. Sein derzeitiges M etier 
ist die Führung der „W ah l“- 
Kampagne unter den ehemaligen 
Offizieren und Beamten. Der 
Vorschlag, „Soldatentreffen" in 
erw eiterter Form  durchzuführen, 
stammt von ihm. Seine Absicht: 
E in Gegengewicht gegen die 
westdeutschen Soldatenverbände 
zu schaffen. D er W eg  dazu: 
Gleichfalls Soldatenverbände 
gründen, nur eben unter kom
munistischer Führung . . .

D ie ersten Versuche scheinen 
verunglückt zu sein. Man sah 
keine zehn Prozent neue Ge
sichter, es w ar der alte Mos
kauer K lüngel aus dem N atio
nalkomitee. D ie damals in den 
Offiziersreservaten um Moskau 
logierten, hatten m it ihren Sol
daten in  den Lagern  nur da
durch Kontakt, daß sie sich aus 
diesen ihre „Burschen“ holten. 
Heute sind diese Leute aus
nahmslos hohe Funktionäre der 
N D PD  oder O ffiziere der 
„Nationalen Volksarmee“ . Ihre 
Kasinowitze unterscheiden sich 
von damals ebensowenig w ie

ih r äußeres Auftreten. Ih re 
preußische Borniertheit w ird  •— 
von den Kommunisten still
schweigend belächelt —  heute 
erst recht zur Schau geste llt: 
Man möchte sich für die kom
munistischen Entgleisungen, die 
man täglich selbst begeht, 
„standesgemäß“ entschuldigen.

Geächtet und isoliert
W er Gelegenheit hatte, diese 

von K orfes organisierten T a 
gungen, und vor allem jene 
letzte in Ostberlin, zu beobach
ten, dem konnte eines nicht 
entgehen: D ie veranstaltenden 
Offiziers - Funktionäre leben 
heute in  der Sowjetzone ge
ächtet und isoliert. Geächtet 
werden sie von ihren alten O f
fizierskameraden, isoliert leben 
sie von der Masse jener Sol
daten, die einst unter ihrem 
verderblichen Kommando stan
den. Und unter den Kommu
nisten haben sie keine Freunde. 
Man benötigt sie, aber man liebt 
• sie nicht sonderlich.

Diese N D PD -O ffiziere w irken 
in ihrer halbkommunistischen 
Zw itterrolle lächerlich und bla
mabel. Um so mehr, als sie

SSD, herhören!
Der kleine TA G  w ird ver

sandt und verteilt ohne 
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, die W ahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird, kann den kleinen TAG 
also ruhig bei der Polizei 
oder beim  Bürgerm eister
amt oder bei seiner D ienst
stelle abgeben. übrigens 
w ird  er auch dort gern 
gelesen.

H erausgeber: Deutschland-Ver
lag  GmbH., Berlin-Tem pelhof 1, 
M anf red-von-Richthofen - Str. 2. 
Druck: W . Büxenstem, GmbH.

noch heute ihre Kasinomanieren 
zu erhalten suchen. Und in die
ser Verfassung versuchten sie 
in  Ostberlin ein knappes Dut
zend alter Kameraden aus dem 
W esten und rund 80 politisch 
weitgehend präparierte M itläu
fe r  aus dem Osten zu einer 
„Anti-NATO-Stellungnahm e“ zu 
bringen. N u r die „Nationalzei
tung“ brachte schließlich jenes 
m erkwürdige Dokument, das 
sich überschrieb: „An die ehe
maligen deutschen Soldaten des 
zweiten W eltk riegs“ , und das 
von der ganzen alten Moskauer 
„Nationalkom itee“-Equipe unter
zeichnet war.

Im allen Jargon
Zwei der westdeutschen Gäste, 

die den Tagungsablauf mit 
wachsendem Entsetzen ve rfo lg 
ten, versuchten vergeblich, eine 
halbwegs friedliche Erklärung 
als Schlußstrich anzubringen. 
Es handelte sich bei diesen Leu 
ten wohlgem erkt um ehemalige 
Offiziere, die seit Jahren auf 
kommunistischen Tarnveranstal- 
tungen agiert hatten! Sie w ur
den von den „Ost-Kameraden“ 
kurz und m ilitärisch überspielt, 
m it einer Resolution, die an 
Aggressiv ität und Schärfe nichts 
zu mißverstehen offen ließ. Es 
w ar der alte Moskauer Jargon, 
nur diesmal gegen die w est

lichen Demokratien und gegen 
die Bundesrepublik gerichtet. 
Leute w ie Martin Lattmann, 
Arno von Lenski und Herbert 
Stößlein,' einst die erste Garni
tur der NS-Führung, zogen 
plötzlich gegen „Monopolherren“ 
und „Faschisten“ los, und droh
ten m it „vernichtenden Gegen
schlägen“ . .  .

D ie SED w ar schlecht beraten, 
als sie diese Schaustellung ar
rangieren ließ. Und auch der 
fast 68jährige K orfes gab keine 
gute F igu r als Paulus-Nachfol
ger. D ie „Soldaten“ aber schüt
telten nur noch die K öp fe . *-•»



„Zum Ausgleich wird sich die Regierung 
der DDR zur Erhöhung der Normen 

enischließen l"

Zuchthaus für Telefon-Spion
Karlsruhe (A P ). Der D ritte Strafsenat des 

Bundesgerichtshofes hat nach dreitägiger 
Hauptverhandlung den 31 Jahre alten Bundes
post-Fernmeldebauhandwerker A lfred  Geißler 
aus Berlin  wegen Landesverrats und V er
brechens gegen das Berliner Freiheitsschutz
gesetz zu einer Zuchthausstrafe von sechs 
Jahren verurteilt. Seine 25 Jahre alte Ehe
frau Christa erhielt eine Gefängnisstrafe von 
zwei Jahren und sechs Monaten.

Beide wurden auf Grund ihrer eigenen Ge
ständnisse und einer Reihe von Zeugenaus
sagen überführt, als bezahlte Agenten des 
sogenannten Staatssicherheitsdienstes der So
w jetzone (SSD) Staatsgeheimnisse der Bun
desrepublik an den SSD verraten zu haben.

Staatsgeheimnisse der Bundesrepublik hatte 
Geißler dadurch erlangt, daß er eine im Te le 
fonbuch nicht verzeichnete Fernsprechleitung 
des Ostbüros der SPD in Berlin-Charlotten
burg anzapfte und ein Jahr lang sämtliche 
Telefonate auf dieser Leitung von seiner 
Frau auf Tonbänder auf nehmen ließ, die von 
ihr täglich zum SSD gebracht wyirden.

Schukow blieb m Ungarn
Budapest (A P ). Der sowjetische Verteid i

gungsminister Schukow hat entgegen anders
lautenden Meldungen Budapest nach ein
wöchigem Aufenthalt erst am Sonnabend 
verlassen.

Schukow w ar zusammen m it dem sow je
tischen Außenminister Grorayko zur Unter
zeichnung eines sowjetisch-ungarischen Trup
penvertrages nach Budapest gekommen. Gro- 
m yko verließ bereits am Dienstag die Stadt 
w ieder. Gerüchte besagten, daß in  Budapest 
eine Konferenz der M itgliedstaaten des W ar
schauer Paktes stattgefunden habe.

Das höhere Krankengeld
Fortsetzung von Seite 2

der Arbeiter künftig  damit rech
nen, daß er in den ersten sechs 
Wochen der Krankheit prak
tisch dem Angestellten nahezu 
gleichgestellt is t; denn die er
sparten W erbekosten -während 
der Krankheit (Fahrten) dürf
ten dazu beitragen, daß der 
Fam ilie während der ersten 
sechs Krankheitswochen nahe
zu der Normallohn zur Verfü 
gung steht. Es w ird  sich wahr
scheinlich nicht vermeiden las
sen, daß auch die Angestellten 
künftig häufiger nach „Gleich
stellung“  m it den Arbeitern 
rufen werden, wenn sie bei
spielsweise feststellen, daß ihre 
Gehaltsentwicklung hinter den 
Lohnerhöhungen zurückgeblie

ben ist; zumal ihnen jetzt eine 
wesentliche rechtliche Besser
stellung gegenüber dem A rbei
ter nicht mehr vorgehalten 
werden kann.

Loutse S d tro sd e r %
Berlin (Eigenmeldung). 

Frau Louise Schroeder ist 
am Dienstag- kurz vor 
22 Uhr im  A lte r von 
70 Jahren nach längerer 
Krankheit im  Berliner 
W est - Sanatorium an 
einem Herzleiden ge
storben.

D T . A ls w ir  Frau Louise 
Schroeder vor einigen Wochen 
bei dem Festakt der Verleihung 
der Ehrenbürgerrechte sahen,

w ar sie von ihren Ärzten nur 
fü r wenige Stunden „beurlaubt“  
worden. D ie eigentliche K rise  
ihrer Erkrankung schien noch 
bevorzustehen, und nur die E r
innerung an ähnliche Situa
tionen, in denen sich die so 
zart w irkende Frau m it un
geahnter Zähigkeit w ieder er
holt hatte und zur A rbeit 
zurückgekehrt war, ließ ein ige 
Hoffnung. Sie hat sich nicht 
erfüllt.

Unter dem Einfluß ihres 
Vaters, eines Bauarbeiters und 
Funktionärs der Sozialdemokra
tischen Parte i in Altona, hatte 
Frau Schroeder einst den W eg  
zur Po litik  gefunden. Bereits 
m it 32 Jahren w ar sie A b
geordnete der W eim arer Natio
nalversammlung, und 13 Jahre 
lang gehörte sie dem Reichstag 
an,
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